
3Montag, 13. Mai 2019

Thema

Jakob Bächtold

Die Schweiz – Musterland der
Demokratie – ist in SachenWahl-
beteiligung ein Sorgenkind. Bei
den Kommunalwahlen in der
Türkei lag die Beteiligung letzte
Woche bei 84 Prozent, bei den
Parlamentswahlen in Spanien
gingen EndeApril 75 Prozent an
die Urnen. Sogar an der unge-
liebten EU-Wahl in zweiWochen
ist eineWahlbeteiligungvon über
40 Prozent prognostiziert.

An den kantonalenWahlen in
Zürich hingegen lag dieWahlbe-
teiligung nur bei 33,5 Prozent.
Hierzulande ist man sich solch
tiefe Werte längst gewohnt. Die
gängige Erklärung: Wer so viel
über Sachgeschäfte abstimmen
kann wie die Schweizerinnen
und Schweizer, hat automatisch
weniger Interesse an Parla-
mentswahlen. Die kantonalen
Wahlen sind dabei besonders
unbeliebt. An den Nationalrats-
wahlen liegt dieWahlbeteiligung
jeweils 10 bis 15 Prozent höher
(siehe Grafik rechts).

«Nicht das
Ende der Demokratie»
Sarah Bütikofer, Politikwissen-
schaftlerin an derUniversität Zü-
rich, sieht diese Entwicklung
nicht so dramatisch: «Eine tiefe
Wahlbeteiligung bei einer kanto-
nalenWahl bedeutet nicht gleich
das Ende der Demokratie.» Das
Total der politisch Partizipieren-
den in der Schweiz liege eigent-
lich höher, als die tiefenWahlbe-
teiligungenvermuten lassen. «Es
sind nicht die immer gleichen
Personen, die jeweils zur Urne
schreiten», sagt Bütikofer. Das
teilnehmende Volk setze sich je
nach Wahl oder Abstimmungs-
vorlage anders zusammen.

«Es ist auch nicht so, dass die
Nichtwählenden alle von der
Politik völlig abgelöschtwären.»

Nichtwählen könne auch eine
passive Zufriedenheit mit dem
System ausdrücken.

Setzt man die Zahl der Wäh-
lenden insVerhältnis zur gesam-
ten Einwohnerzahl, kommtman
jedoch auf bedenklich tiefeWer-
te.Nur 20,1 Prozent derGesamt-
bevölkerung haben sich an der
Kantonsratswahl imMärz betei-
ligt (siehe Kuchengrafiken).

Auffallend ist, wie verschie-
den die Beteiligungszahlen in
den einzelnenWahlkreisen sind.
In derAgglomerationsgemeinde

Opfikon liegt die Beteiligung im
Vergleich zur Gesamtbevölke-
rungmit 9,1 Prozent viermal tie-
fer als in der Landgemeinde Dä-
gerlen, Spitzenreiter mit 36,3
Prozent.

Je nach Zusammensetzung
der Bevölkerung
Diese grossen Unterschiede er-
klärt Bütikofer mit der Bevölke-
rungszusammensetzung. Sozia-
le Integration am Wohnort, Bil-
dungsniveau,sozioökonomischer
Status, Mobilität der Bevölke-

rung:Alle Faktoren beeinflussen
die Wahlbeteiligung. «In kleine-
renGemeinden auf demLandmit
einer eher traditionellen Bevöl-
kerungsstruktur und etablierten
lokalen Parteien liegt die Wahl-
beteiligung entsprechend höher,
genausowie dort,wo eher urba-
ne, sehr gut ausgebildete Bevöl-
kerungsschichten wohnen.»

Beispiele fürurbaneWahlkrei-
se mit relativ hoher Beteiligung
sind entsprechend die Zürcher
Stadtkreise 7 und 8 oder inWin-
terthur die Quartiere Veltheim

und Altstadt. In Stadtquartieren
wie Zürich 12 oder 10wie auch in
Winterthur-Töss liegt die Betei-
ligung hingegen ähnlich tief wie
in den Agglomerationsgemein-
den Opfikon und Schlieren. Dort
wählten im März weniger als
zehn Prozent der Bevölkerung.

Nur ein Teil ist
wirklich interessiert
Dass die Wahlbeteiligung mit
einerAusweitung desWahlrechts
auf Jugendliche sowieAuslände-
rinnen und Ausländer deutlich

steigt (siehe Interview unten),
bezweifelt Politologin Bütikofer.
Damit könne man zwar den An-
teil der Wahlberechtigten erhö-
hen: «Grundsätzlich löst aber
weder die eine noch die andere
Massnahme das Problem, dass
Politik eben nur einen bestimm-
ten Teil der Bevölkerung wirk-
lich interessiert.»

Wie hoch liegt die Beteiligung in
IhremWahlkreis? Eine interaktive
Karte und weitere Grafiken finden
Sie auf unserer Website.

KantonaleWahlen – und kaum einer geht hin
Politik Berechnet man statt der klassischenWahlbeteiligung den Anteil der Wählenden zur Gesamtbevölkerung, kommtman auf
bedenklich tiefe Zahlen. In zwei Gemeinden haben sich weniger als zehn Prozent der Einwohner an den Kantonsratswahlen beteiligt.

In Dägerlen ist die Demokratie breit abgestützt: 36,3 Prozent der Bevölkerung machten bei den letzten Wahlen mit. In Opfikon waren es nur 9,1 Prozent. Fotos: Marc Dahinden, Michael Caplazi

Frau Fehr, an den kantonalen
Wahlen 2019 hat sich nur ein
Fünftel der Einwohnerinnen
und Einwohner beteiligt. Hat
die Demokratie im Kanton
Zürich ein Problem?
Eine so tiefe Beteiligung ist si-
cher nicht zufriedenstellend.Die
Behördenmitglieder sollten ja als
Vertreterinnen und Vertreter al-
ler Menschen im Kanton legiti-
miert sein.

In Gemeindenmit hohem
Ausländeranteil wie etwa
in Opfikonwarenweniger als
10 Prozent der Einwohner an
derWahl beteiligt. Ist die Legiti-
mation, die Sie ansprechen, da
überhaupt noch gegeben?
Diese Zahl zeigt, wie stark sich
die Zusammensetzung unserer
Bevölkerung geändert hat. Und
sie zeigt, dasswir über dasWahl-
recht immerwieder nachdenken
müssen. Früher durften nur
Männermit Grundbesitz abstim-
men, dannwurde dasWahlrecht
angepasst, später kamen auch
die Frauen dazu. Jetzt – da sogar
die SVPAusländer für Parteipos-
tenwählt – ist es an der Zeit, dass
weitere Bevölkerungskreise das
Stimmrecht erhalten. Einerseits

die Jungen, andererseits die
Menschen, die einen ausländi-
schen Pass besitzen, hier aber
ihren Lebensmittelpunkt haben.

Eine Initiative für einAuslän-
derstimmrecht ist im Kanton
Zürich 2013 deutlich abgelehnt
worden.Hat die Forderung jetzt
eine Chance?
Ja, dasAusländerstimmrecht auf
Gemeindeebene hat inzwischen
eine Chance – auch bei der Be-
völkerung. Auch eine Studie des
liberalen Thinktanks Avenir
Suisse fordert es unterdessen
klar. Über ein Viertel der Men-
schen im Kanton Zürich haben
einen ausländischen Pass. In der
Bevölkerungsgruppe der 30- bis
39-Jährigen sind es in der Stadt
Zürich sogar 50 Prozent. Diese
Leute leisten extrem viel für
unsere Gesellschaft und Wirt-
schaft. Darum ist eswichtig, dass
sie auch mitbestimmen dürfen.
Dabei kann ich mir vorstellen,
dass jede Gemeinde selbst über
das Ausländerstimmrecht ent-
scheiden kann. Das wäre eine
gute FormderGemeindeautono-
mie: Neben dem Steuerwettbe-
werbwürde ein Demokratiewett-
bewerb entstehen.

Und auf kantonaler Ebene?
In der katholischen und refor-
mierten Kirche imKanton gibt es
das Ausländerstimmrecht seit
2009.Das hat kein Erdbeben aus-
gelöst, das funktioniert problem-
los. Acht andere Kantone haben
das Ausländerstimmrecht auf
kommunaler Ebene bereits ein-
geführt undmachen gute Erfah-
rungen. Das schafft Vertrauen.

Planen Sie einenVorstoss?
Das Themawird in dieser Legis-
latur wichtig werden. Die fort-
schrittlichen Kräfte im Kantons-
rat sind gestärkt. Der Impuls
muss aber vom Gesetzgeber
kommen, also aus dem Parla-
ment.MeineAussage ist: Die Tür
steht bei mir offen, ich werde
mich in der Regierung sehr für
dieses Anliegen einsetzen.

Zu den Jugendlichen: Ein
Vorstoss für Stimmrechtsalter
16 ist bereits hängig.Wird er
auch angenommen?
Im neu zusammengesetzten
Kantonsrat hat dieser Vorstoss
derGLPMehrheitspotenzial. Das
freut mich sehr. Im Wahlkampf
war ich an vielen Schulen. Viele
Jugendliche sowie Lehrerinnen

und Lehrer sagen: Im Alter, in
demdie Schülerinnen und Schü-
ler noch nicht abstimmen kön-
nen, ist der Staatskundeunter-
richt wie eine Trockenübung.
Erstwenn sie selbstwahlberech-
tigt sind, löst derUnterricht auch
wirklich etwas aus.Die Klimade-
mos zeigen, wie kompetent die
Jugendlichen mitdiskutieren
können.Das Stimmrecht für Jün-
gere ist ein Gebot der Stunde. Es
ist wie beim Velofahren: Wenn
man es in jungen Jahren lernt,
kann man es ein Leben lang.

Eine Studie aus der Stadt Zü-
rich zeigt, dass dieWahlbeteili-
gung bei den Jugendlichen zwar
steigt, aber auf tiefemNiveau.
Würde das Stimmrecht ab 16
überhaupt etwas bringen?
Es verhindert zumindest, dass
die Wahlbeteiligung weiter ab-
nimmt. Das Durchschnittsalter
der Wählenden steigt jedes Jahr
um etwa vier Monate an. Damit
verschiebt sich die Macht mehr
und mehr zu den Älteren, und
wirwerden zu einerGerontokra-
tie. Die Demokratie muss aber
auchmit weiteren Massnahmen
gestärktwerden:mit besserer In-
formation und einfacheren Zu-

gängen. Da sind wir dran und
überarbeiten die Wahlinforma-
tionen für die Nationalratswah-
len im Herbst, damit sie noch
verständlicher werden. Darüber
hinaus bietet auch die Digitali-
sierung neueMöglichkeiten. Be-
reits jetzt spielt die Vernetzung
im Internet eine wichtige Rolle
in der Demokratie.

Werden bei den nächsten kan-
tonalenWahlen im Jahr 2023
die 16-Jährigenmitwählen?
Ja, das ist mein festes Ziel.

DieAusländerinnen undAus-
länder hingegen nicht?
Da wäre ich nicht so skeptisch.
Unsere Gesellschaft hat sich ge-
wandelt. Leute mit ausländi-
schem Pass bestimmen in der
Wirtschaft mit, im Bildungssys-
tem, führen Unternehmen und
Hochschulen.Aberwenn es in der
Gemeinde um eine Tagesschule
oder eine Strassensanierung
geht, haben sie nichts zu sagen,
obwohl siemitzahlen.Dasmacht
doch keinen Sinn.Ob es reicht bis
2023, ist offen, aber die Entwick-
lung geht klar in diese Richtung.

Interview: Jakob Bächtold

«Die Tür für das Ausländerstimmrecht steht bei mir offen»
Nachgefragt

«Neben dem
Steuerwettbewerb
könnte ein
Demokratie-
wettbewerb unter
den Gemeinden
entstehen.»

Jacqueline Fehr (SP)
Justizdirektorin des
Kantons Zürich

Wahlbeteiligung im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung bei den Kantonsratswahlen 2019
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